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III 

Vorwort 

Meine Forschungsarbeiten zur behördlichen Kontrolle von Anteilserwerben an Agrarunternehmen betreffen Kernfragen des Agrarrechts an den 

Schnittpunkten des Zivil-, Gesellschafts-, Verfassungs- und Europarechts. Dieses Working Paper gibt meinen Forschungsstand wieder, wie ich ihn unter 

dem Titel „Die behördliche Kontrolle von Anteilserwerben an Agrarunternehmen wagen?!“ auf dem 75. Agrarrechtsseminar in Goslar am 29. September 

2020 vorstellte. Maßgeblich ist dabei die Integration des Anteilserwerbes in das bisherige System der grundstückverkehrsrechtlichen Kontrolle und damit 

verbunden das Votum für eine Gesetzgebungskompetenz der Bundesländer. Weiterhin postuliere ich, dass eine „doppelte Auslöseschwelle“ für eine 

behördliche Kontrolle erforderlich sei, die den erworbenen Einfluss in der Gesellschaft und den bewirtschafteten Flächenumfang der Zielgesellschaft 

berücksichtigt. Ferner verdient die Schnittstelle zwischen Landes-Agrarpolitischen Berichten und der Auslegung von Rechtsbegriffen und den ersten 

Leitplanken der Grundrechte und Europäischen Grundfreiheiten Beachtung. 

Teile des Vortages sind inzwischen in der Zeitschrift Agrar- und Umweltrecht (AUR) 2020 Seite 365 – 371 unter der Überschrift „Die behördliche Kontrolle 

von Anteilserwerben (share deals) wagen - Der zivilrechtliche und gesellschaftsrechtliche Ablauf eines Anteilskaufes, die Gesetzgebungskompetenz der 

Bundesländer für den landwirtschaftlichen Grundstücksverkehr und die systematisch teleologische Integration der Anteilserwerbe in den bestehenden 

Katalog zu kontrollierender Rechtsgeschäfte“ erschienen. Dieses Working Paper stellt nun mein Thesenpapier vor und flankiert es mit den erläuternden 

Folien meines damaligen Vortrages. Ergänzt ist das Szenario 6. Hier erwirbt Gesellschafter 2 (G2) einen bestimmenden Einfluss an der Agrar-GmbH. Die 

G2 bewirtschaftet dabei selbst umfangreiche Agrarflächen.  

Mit Blick auf die Grundrechte der Marktteilnehmenden des Bodenmarktes sei auf meinen jüngsten Festschriftbeitrag mit dem Titel „Der grundgesetzliche 

Gleichheitsgrundsatz und die Selbstbestimmung der Vertragsparteien auf dem landwirtschaftlichen Bodenmarkt“ in: Selbstbestimmung – Freiheit und 

Grenzen, Festschrift für Reinhard Singer zum 70. Geburtstag, Tölle/Benedict/Klawitter/Koch/Paulus/Preetz (Hrsg.), Berliner Wissenschaftsverlag, Berlin, 

2021, S. 661 – 674 hingewiesen. 

Berlin, Dezember 2021 

Die Verfasserin
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Thesen 

1. Die grundstücksverkehrsrechtliche Genehmigung als privat-rechtsgestaltender Verwaltungsakt verbindet das Öffentliche Recht und das

Zivilrecht so wesensimmanent, dass die Gesetzgebungskompetenz des landwirtschaftlichen Grundstücksverkehrs den Bundesländern erlaubt,

neben dem Zivilrecht auch das Gesellschaftsrecht zu beeinflussen.

2. Eine behördliche Kontrolle des Anteilserwerbs an Agrargesellschaften ist kein Fremdkörper im etablierten Kontrollsystem des

Grundstücksverkehrs, sondern lässt sich vielmehr systematisch und teleologisch integrieren.

3. Eine doppelte Auslöseschwelle, die auf die agrarstrukturelle Relevanz der Zielgesellschaft und auf den Einfluss des Anteilserwerbers auf die

Geschäftsführung abstellt, erscheint mit Blick auf eingeschränkte Grundrechte und europäische Grundfreiheiten als verhältnismäßig.

4. Der Versagungsgrund einer „ungesunden Verteilung des Grund und Bodens“ erlangt bei der Kontrolle eines Anteilserwerbs besondere

Bedeutung. Sowohl eine feste Obergrenze für eine maximale Betriebsgröße als auch ein Versagungstatbestand, der auf die Erwerbsabsicht eines

außerlandwirtschaftlichen Investors als Kapitalanlage abstellt, erscheinen als unverhältnismäßige Beschränkungen.

5. Die Überarbeitung des Grundstückverkehrsgesetzes durch die Bundesländer bietet die Chance fortschrittlich moderne agrarstrukturelle Ziele

demokratisch zu legitimieren und so auch den mit einer behördlichen Kontrolle verbundenen Grundrechtseingriff durch einen

parlamentarischen Akt zu legitimieren.
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